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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — - Az. 14/61 — des 
Hermann Schirmer, Nürnberg, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 4. Deutschen 
Bundestag vom 17. September 1961 im Wahl- 
kreis 228 (Nürnberg — Fürth) 

hat der Deutsche Bundestag in seiner 

Sitzung am beschlossen: 

Der Wahlcinspruch wird zurückgewiesen. 

Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 18. Oktober 1961 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit der 
Bundestagswahl vom 17. September 1961 im 
Wahlkreis 228 (Nürnberg — Fürth) eingelegt. 

Zur Begründung führt er aus: 

Durch die Zurückweisung seines Wahlvorschlages 
durch den Kreis- und Landeswahlausschuß sei er i 
in rechtswidriger Weise daran gehindert wor- 
den, sich als Kandidat in dem genannten Wahl- 
kreis zu stellen. 

Im Beschluß des Kreiswahlausschusses für den 
Bundeswahlkreis 228 (Nürnberg — Fürth) vom 
26. August 1961 heißt es u. a.: 

„Bewerber Hermann Schirmer war früher haupt- 
amtlicher Sekretär beim Parteivorstand der KPD. 
Er kündigte bereits in dein von ihm herausgege- 
benen Informationsblatt „Tribüne" am 3 . Juni 
1961 seine Kandidatur als kommunistischer Kan- 
didat im Bundeswahlkampf an und er erklärte 
sinngemäß, daß das Verbotsurteil des Bundes- 
verfassungsgerichts gegen die KPD keine Hand- 
habe gebe, seine Kandidatur zu verhindern, wes- 
halb er sich als „unabhängiger Kommunist" zur 
Wahl stelle . . . 

Die Kandidatur des Herrn Schirmer bildet einen 
Teil dieser von der SBZ gesteuerten und geför- 
derten Bestrebungen, die auf eine Fortsetzung 
der Bestrebungen der aufgelösten KPD mit le- 
galen Mitteln abzielen. Gegen mehrere der „un- 
abhängigen kommunistischen Kandidaten" wurde 
wegen verbotener Fortsetzung der Tätigkeit der 
KPD ein Ermittlungsverfahren eröffnet, gegen 
einige wurde bereits Haftbefehl erlassen. Der 
Wahlausschuß kann deshalb die Kandidatur des 
Herrn Schirmer nicht zulassen." 

Die Beschwerde gegen den Beschluß des Kreis- 
wahlausschusses wurde vom Landeswahlaus- 
schuß am 30. August 1961 abgelehnt. 

Zur Begründung wird in dem Beschluß des Lan- 
deswahlausschusses u. a. auf die Tätigkeit und 
das Auftreten „unabhängiger Kandidaten" im 
gesamten Bundesgebiet verwiesen, deren Tätig- 
keit sich nur hinsichtlich der Methodik von ille- 


galen Aktionen der verbotenen KPD unter- 
scheide. Die unabhängigen Kandidaten seien 
aber nicht nur ideologisch, sondern auch organi- 
satorisch mit der illegalen KPD verbunden. 

Der Einspruchsführer hält cs für nicht gerecht- 
fertigt, daß sein Wahlvorschlag deswegen zu- 
rückgewiesen wurde, weil er lange Jahre füh- 
rend in der KPD tätig gewesen sei; denn das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts habe kei- 
nem Kommunisten das aktive oder passive 
Wahlrecht abgesprochen. 

Er führt aus, seine Kandidatur sei ausschließlich 
seinem eigenen Entschluß entsprungen. Die von 
ihm aufgestellten Forderungen entsprächen dem 
Grundgesetz. Sie seien teilweise heute schon 
Gegenstand einer weltweiten Diskussion und 
würden in naher Zukunft Inhalt wichtiger Ent- 
scheidungen in der Deutschlandpolitik sein. „Der 
Kampf gegen Militarismus und Krieg, gegen 
Atomrüstung und Notstandsplanungen, für Ab- 
rüstung und Verständigung über die friedliche 
Lösung der deutschen Frage, über einen Frie- 
densvertrag mit den beiden deutschen Staaten 
und über die militärische Neutralität ganz 
Deutschlands, der Kampf um Frieden und Demo- 
kratie" haben den Inhalt seines Flugblattes be- 
stimmt. 

Mit dem Kennwort „unabhängiger Kommunist" 
mache er jede Beschuldigung einer beabsichtig- 
ten Tarnung hinfällig. Er habe dieses Kennwort 
für seinen Wahlvorschlag gewählt, um darzu- 
Icgen, daß er Kommunist sei. Da es kein Gesetz 
gäbe, das ein Bekenntnis zur kommunistischen 
Weltanschauung verbiete, sei die Zurückweisung 
seines Wahlvorschlages eine Verletzung des 
Grundgesetzes und des Bundeswahlgesetzes so- 
wie ein Verstoß gegen die Grundprinzipien einer 
parlamentarisch-demokratischen Ordnung. 

Er beantragt, 

die Wahl zum 4. Deutschen Bundestag vom 
17. September 1961 im Wahlkreis 228 (Nürn- 
berg — Fürth) für ungültig zu erklären. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat den Einspruch in 
öffentlicher mündlicher Verhandlung behandelt, 
zu der der Einspruchsführer erschienen war. Von 
den gemäß § 6 des Wahlprüfungsgesetzes am 
Verfahren Beteiligten war der Bundesminister 
des Innern vertreten. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim 
Deutschen Bundestag eingegangen und begründet 
worden. Er ist zulässig, aber nicht begründet. 
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Durch das sogenannte KPD-Urteil des Bundesver- 
fassungsgerichts (BVerfGE Bd. 5 S. 85 ff.) ist zwar 
weder die kommunistische Gesinnung noch das Be- 
kenntnis zum Kommunismus untersagt worden. 
Hieraus kann jedoch nicht gefolgert werden, daß 
das Auftreten eines Einzelbewerbers, der sich nach 
wie vor zur kommunistischen Weltanschauung be- 
kennt und aus dessen Wahlbewerbung und Wahl- 
propaganda eindeutig ersichtlich ist, daß er sich 
weiterhin als Kommunist bezeichnet, nicht vom Ver- 
bot des Bundesverfassungsgerichts umfaßt ist. 

Die langjährige führende Tätigkeit des Ein- 
spruchsführers in der KPD vor ihrem Verbot, sein 
eindeutiges Bekenntnis zur kommunistischen Welt- 
anschauung und seine Äußerung in der öffentlichen 
mündlichen Verhandlung, er würde, falls die KPD 
nicht verboten worden wäre, für diese kandidiert 
haben, lassen vielmehr darauf schließen, daß seine 
Tätigkeit auf eine verbotene Fortsetzung der KPD 
gerichtet ist. 

Da gemäß § 31 des Bundesverfassungsgerichts- 
gesetzes die Verfassungsorgane des Bundes und der 
Länder sowie alle Gerichte und Behörden an die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts gebun- 
den sind, waren im vorliegenden Falle der Kreis- 
und Landeswahlausschuß an das sogenannte KPD- 
Urteil gebunden. Die Entscheidungen der genannten 
Ausschüsse sind deshalb weder anfechtbar noch 
nichtig. 

Selbst wenn die Wahlausschüsse unberechtigter- 
weise in den Aktionen des Einspruchsführers eine 
verbotene Fortsetzung der illegalen KPD gesehen 
hätten, könnte der Einspruch keinen Erfolg haben, 
da die Zulassung des Einspruchsführers zur Bundes- 
tagswahl auf die Mandatsverteilung im Bundestag 
jedenfalls ohne Erfolg geblieben wäre. In dem 
Wahlkreis, in dem der Einspruchsführer sich für die 
Bundestagswahl 1961 bewerben wollte, entfielen bei 
der Bundestagswahl 1949 von den 126 098 abgege- 
benen gültigen Stimmen 12 003 auf die KPD. Bei der 
Bundestagswahl 1953 erhielt die KPD von den ab- 
gegebenen gültigen Zweitstimmen 6405 — 5,0 Vo. 
Aus diesen Zahlen ergibt sich, daß bereits vor dem 
Verbot der KPD die Zahl der KPD-Wähler bereits 
um mehr als die Hälfte zusammengeschrumpft war. 

Bei der Bundestagswahl 1961 bewarb sich im be- 
troffenen Wahlkreis erstmals die Deutsche Friedens- 


Union (DFU) sowohl für die Erststimmen als auch 
für die Zweitstimmen. Von den abgegebenen gül- 
tigen Stimmen erhielt die DFU 

4788 Erststimmen — 3,4 Vo 
4843 Zweitstimmen 3,8 Vo 

Aus diesen Zahlen folgt, daß der Einspruchsführer 
keine Aussicht hatte, ein Direktmandat zu erringen. 
Dies muß um so mehr gelten, als davon ausgegangen 
werden muß, daß er als Einzelbewerber unter dem 
Kennwort „unabhängiger Kommunist" nicht mehr 
Stimmen auf sich vereinigt hätte, als der Kandidat 
der DFU, die nach dem Aufruf der SED an ihre Ge- 
sinnungsfreunde in der Bundesrepublik, soweit kein 
Kommunist als Einzelbewerber auftreten könne, 
unterstützt werden sollte. 

Dieses Ergebnis würde sich auch nicht dadurch ge- 
ändert haben, daß dem Einspruchsführer eine aus- 
reichende Möglichkeit zur Propagierung seiner Kan- 
didatur gegeben worden wäre; denn die aus den 
verschiedenen Wahlen in Bund, Ländern und Kom- 
munen ersichtliche Tendenz eines kontinuierlichen 
Stimmenrückgangs für kommunistische Bewerber, 
die bereits vor dem Verbot der KPD zu erkennen 
war, also zu einer Zeit, als die kommunistischen Be- 
werber noch ausreichende Propagierungsmöglich- 
keiten hatten, berechtigt zu der Annahme, daß auch 
der Einspruchsführer unter keinen Umständen mehr 
Stimmen auf sich vereinigt hätte, als sie dem Be- 
werber der DFU im betroffenen Wahlkreis gegeben 
wurden. 

Da der Einspruchsführer als Einzelkandidat sich 
nicht um die Zweitstimmen bewerben konnte, hätte 
seine Zulassung auch insoweit zur Bundestagswahl 
keinen Einfluß auf die Mandatsverteilung gehabt. 

Der Einspruch war daher zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) das Rechtsmittel der 
Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht bin- 
nen einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses 
unter den im § 48 des Bundesverfassungsgerichts- 
gesetzes angegebenen Voraussetzungen möglich. 


4 



